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Außen, Sicherheit, Verteidigung, Entwicklung, Menschenrechte 

 

Unsere Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik werden wir wertebasiert und europäischer 

aufstellen. Die deutsche Außenpolitik soll aus einem Guss agieren und ressortübergreifend 

gemeinsame Strategien erarbeiten, um die Kohärenz unseres internationalen Handelns zu erhöhen. 

Gemeinsam mit unseren Partnern, auch aus der Zivilgesellschaft, werden wir uns für die Bewahrung 

unserer freiheitlichen Lebensweise in Europa und den Schutz von Frieden und Menschenrechten 

weltweit einsetzen. Dabei leiten uns unsere Werte und Interessen.  

 

Die strategische Souveränität Europas wollen wir erhöhen. Ziel ist eine multilaterale Kooperation in 

der Welt, insbesondere in enger Verbindung mit denjenigen Staaten, die unsere demokratischen 

Werte teilen. Dabei geht es auch um den Systemwettbewerb mit autoritär regierten Staaten und eine 

strategische Solidarität mit unseren demokratischen Partnern.  

 

Die Menschenrechte als wichtigster Schutzschild der Würde des Einzelnen bilden dabei unseren 

Kompass. Das transatlantische Bündnis ist zentraler Pfeiler und die NATO unverzichtbarer Teil unserer 

Sicherheit. Unsere Soldatinnen und Soldaten leisten einen unentbehrlichen Beitrag zum Schutz 

unseres Landes, für Frieden und internationale Sicherheit.  

 

Wir setzen uns für eine Wiederbelebung der internationalen Abrüstung und Rüstungskontrolle ein. 

Unsere Sicherheit und der Schutz unserer Lebensgrundlagen erfordern globale Zusammenarbeit, eine 

Stärkung der Vereinten Nationen sowie eine regelbasierte internationale Ordnung. Wir setzen uns 

insbesondere für eine gemeinsame, konsequente Klimaaußenpolitik und Klimagerechtigkeit im Sinne 

des European Green Deal, der Agenda 2030 und des Pariser Klimaabkommens ein.  

 

Der Einsatz für Frieden, Freiheit, Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Nachhaltigkeit 

ist für uns ein unverzichtbarer Teil einer erfolgreichen und glaubwürdigen Außenpolitik für 

Deutschland und Europa. 

 

Multilateralismus 

Wir setzen uns für die Stärkung der Vereinten Nationen (VN) als wichtigster Institution der 

internationalen Ordnung politisch, finanziell und personell ein. Eine Reform des VN-Sicherheitsrates 

bleibt ebenso unser Ziel wie eine gerechtere Repräsentanz aller Weltregionen. Wir unterstützen und 

stärken Initiativen wie die Allianz der Demokratien, die Allianz für den Multilateralismus entwickeln 

wir weiter. Wir setzen uns auch über unseren G7-Vorsitz für die Stärkung des Multilateralismus ein. 
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Das Engagement für freien und fairen Handel ist Teil unserer internationalen Politik. Wir werden uns 

für den Schutz der Unabhängigkeit und autonomen Handlungsfähigkeit der 

Menschenrechtsinstitutionen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) 

einsetzen. Wir wollen die Institutionen und die Arbeitsfähigkeit des Europarates stärken und gegen 

alle Schwächungsversuche autoritärer Europaratsmitglieder verteidigen. Wir werden den deutschen 

Sitz der Vereinten Nationen in Bonn stärken.  

 

Wir suchen aktiv den Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern über die Herausforderungen der 

internationalen Politik. Den Deutschen Bundestag unterrichten wir regelmäßig vor und nach wichtigen 

internationalen Gipfeln. Wir werden im ersten Jahr der neuen Bundesregierung eine umfassende 

Nationale Sicherheitsstrategie vorlegen.  

 

Wir wollen, dass Deutschland im Sinne eines vernetzten und inklusiven Ansatzes langfristig drei 

Prozent seines Bruttoinlandsprodukts in internationales Handeln investiert, so seine Diplomatie und 

seine Entwicklungspolitik stärkt und seine in der NATO eingegangenen Verpflichtungen erfüllt. Wir 

wollen die Ziele des Gesetzes über den Auswärtigen Dienst erreichen.  

 

Gemeinsam mit unseren Partnern wollen wir im Sinne einer Feminist Foreign Policy Rechte, 

Ressourcen und Repräsentanz von Frauen und Mädchen weltweit stärken und gesellschaftliche 

Diversität fördern. Wir wollen mehr Frauen in internationale Führungspositionen entsenden, den 

Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der VN-Resolution 1325 ambitioniert umsetzen und 

weiterentwickeln.  

 

Deutschland betreibt eine aktive digitale Außenpolitik für ein globales, offenes Internet und eine 

konsistente EU-Digitalpolitik über Ressortgrenzen hinweg. Wir stärken unseren Einsatz in 

internationalen Gremien, Normen- und Standardisierungsprozessen sowie Multi-Stakeholder-Foren 

(z. B. IGF). Den Einsatz der globalen Zivilgesellschaft für digitale Bürgerrechte unterstützen wir. Wir 

wollen ein Völkerrecht des Netzes. In der Entwicklungszusammenarbeit arbeiten wir mit unseren 

Partnern am Aufbau ihrer unabhängigen digitalen Infrastruktur zur Stärkung ihrer digitalen 

Souveränität, auch auf EU-Ebene. Wir verfolgen im digitalen Raum eine Politik der Abrüstung. Dazu 

gehören auch ein Stopp der Weitergabe von Überwachungstechnologien an repressive Regime sowie 

der Schutz ziviler Infrastruktur vor Cyberangriffen.  

 

Die NATO bleibt unverzichtbare Grundlage unserer Sicherheit. Wir bekennen uns zur Stärkung des 

transatlantischen Bündnisses und zur fairen Lastenteilung. Wir bringen uns aktiv in den Prozess zur 
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Entwicklung eines neuen Strategischen Konzepts ein, um die neuen Herausforderungen der NATO 

anzugehen. Die NATO-Fähigkeitsziele wollen wir in enger Abstimmung mit unseren Partnern erfüllen 

und entsprechend investieren. Wir setzen uns dafür ein, die politische Dimension der NATO zu stärken, 

auch um im Bündnis bestehende Spannungen zu adressieren. Solange Kernwaffen im Strategischen 

Konzept der NATO eine Rolle spielen, hat Deutschland ein Interesse daran, an den strategischen 

Diskussionen und Planungsprozessen teilzuhaben. Vor dem Hintergrund der fortbestehenden 

Bedrohung für die Sicherheit Deutschlands und Europas nehmen wir die Sorgen insbesondere unserer 

mittel- und osteuropäischen Partnerstaaten ernst, bekennen uns zur Aufrechterhaltung eines 

glaubwürdigen Abschreckungspotenzials und wollen die Dialoganstrengungen der Allianz fortsetzen. 

Wir unterstützen die Bemühungen des Bündnisses zu konventioneller und nuklearer Abrüstung sowie 

Rüstungskontrolle. Wir werden den europäischen Pfeiler in der NATO stärken und uns für eine 

intensivere Zusammenarbeit zwischen NATO und EU einsetzen. 

 

Abrüstung, Rüstungskontrolle, Rüstungsexporte 

Wir brauchen eine abrüstungspolitische Offensive und wollen eine führende Rolle bei der Stärkung 

internationaler Abrüstungsinitiativen und Nichtverbreitungsregimes einnehmen, u. a. bei der 

Stockholm-Initiative für Nukleare Abrüstung. Wir werden uns dafür einsetzen, dass von der 

Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrages (NVV) 2022 ein wirklicher Impuls für die 

nukleare Abrüstung ausgeht. Unser Ziel bleibt eine atomwaffenfreie Welt (Global Zero) und damit 

einhergehend ein Deutschland frei von Atomwaffen. Wir setzen uns mit Nachdruck für ein 

Nachfolgeabkommen zu NewSTART ein, das neben neuen strategischen Nuklearwaffensystemen auch 

solche kurzer und mittlerer Reichweite umfasst. Wir setzen uns für Verhandlungen zwischen den USA 

und Russland zur vollständigen Abrüstung im substrategischen Bereich ein. Nuklearwaffenstaaten wie 

China wollen wir stärker in nukleare Abrüstung und Rüstungskontrolle einbinden. 

 

Im Lichte der Ergebnisse der Überprüfungskonferenz des NVV und in enger Absprache mit unseren 

Alliierten werden wir als Beobachter (nicht als Mitglied) bei der Vertragsstaatenkonferenz des 

Atomwaffenverbotsvertrages die Intention des Vertrages konstruktiv begleiten. 

 

Wir wollen unser Engagement für biologische und chemische Sicherheit im Rahmen der 

Übereinkommen über das Verbot biologischer bzw. chemischer Waffen (BWÜ und CWÜ) stärken. 

Bewaffnete Drohnen wollen wir verstärkt in internationale Kontrollregime einbeziehen. Letale 

Autonome Waffensysteme, die vollständig der Verfügung des Menschen entzogen sind, lehnen wir ab. 

Deren internationale Ächtung treiben wir aktiv voran. 

 



146 

Wir wollen die friedliche Nutzung des Weltraums und des Cyber-Raums. Für waffentechnologische 

Entwicklungen bei Biotech, Hyperschall, Weltraum, Cyber und KI werden wir frühzeitig Initiativen zur 

Rüstungskontrolle ergreifen. Wir wollen dazu beitragen, Normen für verantwortliches 

Staatenverhalten im Cyberspace zu stärken. Wir unterstützen eine politische Erklärung gegen 

Explosivwaffen in bevölkerten Gebieten. 

 

Für eine restriktive Rüstungsexportpolitik brauchen wir verbindlichere Regeln und wollen daher mit 

unseren europäischen Partnern eine entsprechende EU-Rüstungsexportverordnung abstimmen. Wir 

setzen uns für ein nationales Rüstungsexportkontrollgesetz ein. Unser Ziel ist es, den gemeinsamen 

Standpunkt der EU mit seinen acht Kriterien sowie die Politischen Grundsätze der Bundesregierung für 

den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern, die Kleinwaffengrundsätze und die 

Ausweitung von Post-Shipment-Kontrollen in einem solchen Gesetz zu verankern. Nur im begründeten 

Einzelfall, der öffentlich nachvollziehbar dokumentiert werden muss, kann es Ausnahmen geben. Den 

Rüstungsexportkontrollbericht werden wir transparent gestalten. Wir erteilen keine 

Exportgenehmigungen für Rüstungsgüter an Staaten, solange diese nachweislich unmittelbar am 

Jemen-Krieg beteiligt sind. 

 

Menschenrechte 

Menschenrechtspolitik umfasst alle Aspekte staatlichen Handelns auf internationaler wie auch 

innenpolitischer Ebene. In einem globalen Umfeld, in dem auch von zentralen Akteuren die universelle 

Gültigkeit der Menschenrechte regelmäßig in Frage gestellt wird, wollen wir sie gemeinsam mit 

unseren Partnern verteidigen und für sie werben. Das Amt des/der Beauftragten der Bundesregierung 

für Menschenrechtspolitik und Humanitäre Hilfe werden wir aufwerten und mit mehr Personal 

ausstatten. Wir werden nationale Menschenrechtsinstitutionen, wie u. a. das Deutsche Institut für 

Menschenrechte und die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter finanziell und personell besser 

ausstatten. Wir werden die Bekämpfung von Menschenhandel ressortübergreifend koordinieren, die 

Unterstützungssysteme für Betroffene verbessern und ihre Rechte stärken. Im Ausland aus politischen 

Gründen inhaftierten Deutschen werden wir auch weiterhin unbürokratisch helfen und hierfür einen 

Fonds einrichten. 

 

Zivilgesellschaften – insbesondere Journalistinnen, Aktivisten, Wissenschaftlerinnen und andere 

Menschenrechtsverteidiger – sind unverzichtbar für den Aufbau und Erhalt funktionierender 

Gemeinwesen. Wir verpflichten uns, diese Menschen und ihre Arbeit in besonderer Weise zu stärken 

und zu schützen, auch bei grenzüberschreitender Verfolgung. In diesem Zusammenhang wollen wir die 

Aufnahme von hochgefährdeten Menschen vereinfachen und einen sicheren Antragsweg 
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gewährleisten. Zusätzlich werden wir Förder- und Schutzprogramme, u. a. die Elisabeth-Selbert-

Initiative, ausbauen und längerfristig gestalten. An geeigneten Auslandsvertretungen werden wir 

weitere Stellen für Menschenrechtsarbeit schaffen. 

 

Wir unterstützen den Beitritt der EU zur Europäischen Menschenrechtskonvention. Den Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte werden wir stärken und die Umsetzung seiner Urteile in allen 

Mitgliedsländern mit Nachdruck einfordern. Der EU-Sanktionsmechanismus muss konsequent genutzt 

und besser mit unseren internationalen Partnern abgestimmt werden. Wir setzen uns bei den 

Mitgliedern des Europarats verstärkt für Ratifizierung und Umsetzung der Istanbul-Konvention ein. 

 

Wir werden die Arbeit des VN-Menschenrechtsrats aktiv mitgestalten, das VN-Hochkommissariat für 

Menschenrechte stärken. Die Arbeit der VN-Vertragsorgane und Sonderberichterstatterinnen 

und -erstatter wollen wir stärken sowie die Ratifizierung weiterer Menschenrechtskonventionen 

anstreben. Das Zusatzprotokoll zum Sozialpakt der VN werden wir ratifizieren. Wir wollen die Rechte 

von Minderheiten auf internationaler Ebene und insbesondere innerhalb der EU stärken. Orientiert an 

den Yogyakarta-Prinzipien werden wir uns in den VN für eine Konvention für LSBTI-Rechte einsetzen. 

Wir wollen den Schutz der Menschenrechte im digitalen Zeitalter stärken und hierfür die 

Internetfreiheit und digitale Menschenrechte zu außenpolitischen Schwerpunkten machen. Die 

Initiative zum Recht auf Privatheit unterstützen wir. Wir setzen uns auf VN-Ebene für die 

Konkretisierung und Durchsetzung des Rechts auf saubere Umwelt ein. 

 

Straflosigkeit bei Menschenrechtsverletzungen muss weltweit beendet werden. Deshalb engagieren 

wir uns für die Arbeit des Internationalen Strafgerichtshofes und der Ad-hoc-Tribunale der VN und 

werden uns für die Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts einsetzen. Wir unterstützen die 

Einsetzung weiterer VN-geführter Fact-Finding-Missionen sowie die Arbeit von VN Untersuchungs- und 

Monitoring-Mechanismen, um zukünftige Strafprozesse zu ermöglichen. In Deutschland wollen wir die 

Kapazitäten bei Verfahren nach dem Völkerstrafgesetzbuch ausbauen. 

 

Basierend auf den VN-Leitprinzipien Wirtschaft und Menschenrechte setzen wir uns für einen 

europäischen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte ein. Wir werden den nationalen 

Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte im Einklang mit dem Lieferkettengesetz überarbeiten. 

 

Humanitäre Hilfe 

Deutschland wird den Aufwuchs der Mittel für humanitäre Hilfe bedarfsgerecht verstetigen und 

erhöhen, auch mit Blick auf die sogenannten „vergessenen Krisen“. Wir sind den Zielen des 
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Humanitarian Development Peace Nexus und des Grand Bargain verpflichtet und werden an deren 

Umsetzung und fortwährender Weiterentwicklung engagiert und aktiv mitwirken. Wir werden dort 

jeden dritten Euro als flexible Mittel auszahlen und die Lokalisierung weiter ausbauen. Wir setzen uns 

für einen verbesserten Zugang für humanitäre Hilfe in Konfliktregionen und für einen verbesserten 

Schutz der Helferinnen und Helfer ein. 

 

Zivile Krisenprävention und Friedensförderung 

Die Leitlinien für Krisenprävention, Konfliktbearbeitung und Friedensförderung sind eine gute Basis für 

Deutschlands Engagement zur Krisenverhütung und Friedensförderung. Wir wollen Deutschlands Rolle 

bei der Entschärfung internationaler Krisen weiter ausbauen, dazu die Zusammenarbeit über 

Ressortgrenzen hinweg verbessern. Wir wollen Planziele definieren, um verlässlich und schnell 

Personal sowie finanzielle Mittel für zivile Krisenprävention bereitstellen zu können.  

 

Verteidigung und Bundeswehr 

Die Bundeswehr leistet einen wesentlichen Beitrag zum Schutz und zur Verteidigung unseres Landes 

sowie unserer Partner und Verbündeten. Als Parlamentsarmee unterliegt sie der parlamentarischen 

Kontrolle. Neben den Auslandseinsätzen im Rahmen des Internationalen Krisen- und 

Konfliktmanagements, die auf dem Völkerrecht insbesondere der Beschlüsse der VN basieren, hat die 

Landes- und Bündnisverteidigung an Bedeutung gewonnen. Beide Aufgaben sind durch die 

Bundeswehr gleichermaßen zu erfüllen. Auftrag und Aufgabe der Bundeswehr müssen sich an den 

strategischen Herausforderungen und Sicherheitsbedrohungen unserer Zeit orientieren. Das 

Fähigkeitsprofil der Bundeswehr muss sich daraus ableiten. Die Bundeswehr muss entsprechend ihres 

Auftrages und ihrer Aufgaben bestmöglich personell, materiell sowie finanziell verlässlich ausgestattet 

werden.  

 

Die Strukturen der Bundeswehr müssen effektiver und effizienter gestaltet werden mit dem Ziel die 

Einsatzbereitschaft zu erhöhen. Dazu unterziehen wir Personal, Material und Finanzen einer kritischen 

Bestandsaufnahme. Der Modernisierungs- und Digitalisierungsprozess der Bundeswehr wird 

angemessen parlamentarisch begleitet. 

 

Unsere Soldatinnen und Soldaten leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur Internationalen Sicherheit. 

Wir verbessern ihre Ausrüstung wie auch die der Bundeswehr. Wir beschleunigen die Modernisierung 

der Infrastruktur. Wir richten die Schwerpunkte bei der Beschaffung der Bundeswehr strategisch aus 

und modernisieren das Beschaffungswesen und seine Strukturen. Dies betrifft auch 
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Materialverantwortung und Nutzung. Besondere Bedeutung kommen bei der Beschaffung der 

Digitalisierung, der Führungsfähigkeit und der Interoperabilität zu. 

 

Wir stärken die rüstungstechnische Zusammenarbeit in Europa insbesondere mit hochwertigen 

Kooperationsprojekten, berücksichtigen dabei die nationalen Schlüsseltechnologien und ermöglichen 

kleinen und mittelständischen Unternehmen auch am Wettbewerb teilzunehmen. 

Ersatzbeschaffungen und marktverfügbare Systeme sind bei der Beschaffung zu priorisieren, um 

Fähigkeitslücken zu vermeiden.  

 

Wir werden zu Beginn der 20. Legislaturperiode ein Nachfolgesystem für das Kampfflugzeug Tornado 

beschaffen. Den Beschaffungs- und Zertifizierungsprozess mit Blick auf die nukleare Teilhabe 

Deutschlands werden wir sachlich und gewissenhaft begleiten. 

 

Bewaffnete Drohnen können zum Schutz der Soldatinnen und Soldaten im Auslandseinsatz beitragen. 

Unter verbindlichen und transparenten Auflagen und unter Berücksichtigung von ethischen und 

sicherheitspolitischen Aspekten werden wir daher die Bewaffnung von Drohnen der Bundeswehr in 

dieser Legislaturperiode ermöglichen. Bei ihrem Einsatz gelten die Regeln des Völkerrechts, extralegale 

Tötungen – auch durch Drohnen – lehnen wir ab. 

 

Den neuen Bedrohungen im Cyberspace wollen wir durch eine ehrgeizige Cybersicherheitspolitik 

entgegentreten. Die Bundeswehr muss zudem in die Lage versetzt werden, im Verbund mit anderen 

Bundesbehörden im Cyber- und Informationsraum als Akteur erfolgreich zu bestehen. Die 

parlamentarische Kontrolle über den Einsatz von Cyber-Fähigkeiten der Bundeswehr muss 

gewährleistet sein.  

 

Die Bundeswehr muss demografiefest und langfristig auch mit Blick auf die Altersstruktur 

ausbalanciert sein. Wir werden daher weitere Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität des 

Dienstes in der Bundeswehr einführen und dabei auch den Übergang der Soldaten auf Zeit in die 

Wehrverwaltung erleichtern sowie in die freie Wirtschaft verbessern. Die Innere Führung werden wir 

stärken. Maßnahmen der politischen Bildung werden wir zeitgemäß ausgestalten und ausbauen. Die 

umfassende Betreuung und Fürsorge von Soldatinnen und Soldaten und deren Angehörigen wird 

weiter ausgebaut. Ausbildung und Dienst an der Waffe bleiben volljährigen Soldatinnen und Soldaten 

vorbehalten. Wir unterstützen eine starke Reserve. 

 


